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Sechstes Gesetz zur Änderung des Landesbetreuungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
 
A Problem 
 
Es besteht ein Änderungsbedarf beim Landesbetreuungsgesetz (LBtG) im Zusammenhang 
mit der Aufgabe der erweiterten Unterstützung. Diese stellt nach § 11 Absatz 3 und 4 Betreu-
ungsorganisationsgesetz (BtOG) eine bereits seit 1. Januar 2023 bestehende Aufgabe der 
örtlichen Betreuungsbehörden dar. Die Betreuungsbehörden sollen hiernach in geeigneten 
Fällen und mit Zustimmung des Betroffenen diesen Menschen durch erweiterte Unterstüt-
zungsleistungen ermöglichen, auch ohne Bestellung eines rechtlichen Betreuers ihre rechtli-
chen Angelegenheiten doch noch selbstständig zu erledigen. Die erweiterte Unterstützung ist 
damit ein im Vorfeld einer Betreuung einzusetzendes, temporäres Fallmanagement, um die 
Einrichtung einer Betreuung möglichst zu vermeiden. Nordrhein-Westfalen hat von der im 
BtOG normierten Möglichkeit Gebrauch gemacht, für diese nach der Betreuungsrechtsreform 
neue Aufgabe zur Sammlung von Erfahrungen zunächst eine Erprobung in einzelnen Modell-
projekten vorzusehen, und dies in § 3a LBtG verankert. Durch solche Modellprojekte wäre die 
Verpflichtung zur Aufgabenumsetzung in anderen Kommunen zunächst suspendiert worden. 
Noch bevor in Nordrhein-Westfalen der erforderliche Rahmenvertrag zum Start der Modellpro-
jekte fertiggestellt wurde, gab es aus verschiedenen anderen Bundesländern erste Hinweise, 
die sich in der Folge weiter bestätigten, dass die Zahl der für eine erweiterte Unterstützung 
geeigneten Fälle sehr weit hinter den ursprünglichen Erwartungen zurückblieb. Statt wie er-
hofft bis zu 15 % der neu bestellten Betreuungen, können hierdurch nur ca. 2 % der Betreu-
ungen vermieden werden. Diese geringen Fallzahlen werden zusätzlich bestätigt durch die 
Erfahrungen weniger Betreuungsbehörden in Nordrhein-Westfalen, die diese Aufgabe bereits 
auf freiwilliger Ebene durchführen. Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse soll nunmehr auf 
eine vorgeschaltete Durchführung von Modellprojekten verzichtet und das Instrument der er-
weiterten Unterstützung ab dem Jahr 2026 landesweit unmittelbar anwendbar werden.  
 
B Lösung 
 
Da zur erweiterten Unterstützung mittlerweile belastbare Erfahrungen sowohl aus anderen 
Bundesländern als auch aus Betreuungsbehörden in Nordrhein-Westfalen vorliegen, ist eine 
vorgeschaltete Erprobung dieses Instruments in nur wenigen Modellprojekten obsolet gewor-
den. Stattdessen ist es vor dem Hintergrund der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention geboten, die Möglichkeit einer erweiterten Unterstützung zur Vermeidung von Betreu-
ungen sogleich allen Menschen in Nordrhein-Westfalen zugänglich zu machen. Obgleich nur 
wenige Fälle geeignet sind, stärkt die erweiterte Unterstützung die Selbstbestimmung der be-
troffenen Menschen, indem die eigene Handlungs- und Entscheidungskompetenz gestärkt 
wird und eine rechtliche Betreuung und damit eine rechtliche Stellvertretung vermieden 
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werden kann. Zudem begünstigt die Durchführung der erweiterten Unterstützung die Vernet-
zung der örtlichen sozialen Hilfesysteme, was sich wiederum positiv auf die Durchführung des 
Betreuungsrechts insgesamt auswirkt. Daher ist § 3a LBtG aufzuheben.  
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
D Kosten 
 
Für die Durchführung der Aufgaben nach dem Landesbetreuungsgesetz erhalten die Betreu-
ungsbehörden bereits einen Belastungsausgleich. Dieser ist in der Betreuungsrecht-Belas-
tungsausgleichsverordnung geregelt. Danach erhalten die örtlichen Betreuungsbehörden ak-
tuell einen Belastungsausgleich in Höhe von jährlich insgesamt 8.502.197 EUR und die Lan-
desbetreuungsämter in Höhe von jährlich insgesamt 1.519.917 EUR. Der Belastungsausgleich 
wird nach § 7 Absatz 3 LBtG zum 31.12.2027 und danach alle fünf Jahre evaluiert. Es besteht 
mit den Kommunalen Spitzenverbänden Einigkeit darüber, dass die konnexitätsrelevanten 
Auswirkungen der Aufhebung von § 3a (Modellklausel) ab 2026 in die Evaluation einbezogen 
werden und bei der Prüfung einer etwaig erforderlichen Anpassung des Belastungsausgleichs 
berücksichtigt werden. Aufgrund der Ergebnisse aus Modellprojekten verschiedener anderer 
Bundesländer ist deutlich geworden, dass eine vorab vorgenommene sachgerechte Schät-
zung der Fallzahlen nicht möglich ist, da die Fallzahlen sehr stark von der Ausgestaltung und 
Vernetzung der örtlichen Unterstützungssysteme abhängt. Daher besteht Einigkeit, dass zu-
nächst ein schlankes Monitoring unter Einbeziehung der Kommunalen Spitzenverbände ent-
wickelt werden und die Ergebnisse in die Evaluation des Belastungsausgleichs einfließen sol-
len.   
 
E Zuständigkeit 
 
Federführend ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen. Beteiligt sind das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, 
das Ministerium der Finanzen, das Ministerium des Innern, das Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration, das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung sowie das Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen.  
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und Finanzlage der Gemeinden und  

Gemeindeverbände 
 
Die Regelungen des KonnexAG finden Anwendung. Ein konnexitätsrechtliches Beteiligungs-
verfahren mit den kommunalen Spitzenverbänden wurde durchgeführt und ein Konsens wurde 
erzielt.  
 
Zunächst wird auf die diesbezüglichen Ausführungen bei Buchstabe D verwiesen. Hier besteht 
mit den beteiligten Verbänden Einvernehmen darüber, dass die konnexitätsrelevanten Auswir-
kungen der Aufhebung des § 3a LBtG (Modellklausel) ab dem Jahr 2026 in die zum 31.12.2027 
erfolgende Evaluation des bereits bestehenden Belastungsausgleichs für die Durchführung 
der Aufgaben nach dem Landesbetreuungsgesetz (BtR-BelAVO) einzubeziehen und bei der 
Prüfung einer etwaig erforderlichen Anpassung des Belastungsausgleichs zu berücksichtigen 
sind. 
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G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten Haushalte 
 
Für die Unternehmen und privaten Haushalte ergeben sich grundsätzlich keine Auswirkungen 
aus dieser Gesetzesänderung. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Die Gesetzesänderung hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Män-
nern.  
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie Nordrhein-Westfalen) 
 
Das Gesetz hat keine negativen Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung im Land Nord-
rhein-Westfalen. Konflikte mit anderen Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Nord-
rhein-Westfalen bestehen nicht.  
 
J Befristung 
 
Das Gesetz als Ganzes unterliegt keiner Befristung. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Sechstes Gesetz zur Änderung des Lan-
desbetreuungsgesetzes Nordrhein-West-

falen 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Landesbetreuungsgeset-

zes 
 
Das Landesbetreuungsgesetz vom 3. Ap-
ril 1992 (GV. NRW. S. 124), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19. De-
zember 2023 (GV. NRW. S. 1431) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz zur Ausführung des Betreuungs-

gesetzes (Landesbetreuungsgesetz - 
LBtG) 

 

1. § 3 a wird aufgehoben.  
 

 § 3a 
Erweiterte Unterstützung 

 
(1) Die erweiterte Unterstützung nach 
§ 8 Absatz 2 des Betreuungsorganisations-
gesetzes wird in Nordrhein-Westfalen sei-
tens der Betreuungsbehörden in Modellpro-
jekten nach § 11 Absatz 5 des Betreuungs-
organisationsgesetzes erprobt. 
 
(2) Das für Soziales zuständige Ministerium 
und die Betreuungsbehörden legen in einem 
Rahmenvertrag die Einzelheiten fest. 
 

2. § 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 7 
Berichts- und Evaluierungspflicht, 
Kostenfolgeabschätzung, Belas-

tungsausgleich 
 
Das für Soziales zuständige Ministerium 
überprüft in Abstimmung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden zum 31. De-
zember 2027 und danach alle fünf Jahre 
die durch dieses Gesetz und die hierauf 
beruhenden Verordnungen entstehen-
den Be- und Entlastungen bei den be-
troffenen Gemeinden und Gemeinde-
verbänden einschließlich des Belas-
tungsausgleichs. Dabei bezieht es auch 
die durch die Aufhebung des § 3a ab 
dem 1. Januar 2026 entstehenden Be-
lastungen für die Durchführung neuer 

  
 

§ 7 
Berichts- und Evaluierungspflicht, Kos-
tenfolgeabschätzung,Belastungsaus-

gleich 
 
(1) Die Modellprojekte nach § 3a werden wis-
senschaftlich begleitet und seitens des für 
Soziales zuständigen Ministeriums unter 
Einbeziehung der kommunalen Spitzenver-
bände nach allgemein anerkannten wissen-
schaftlichen Standards ausgewertet. 
 
(2) Das für Soziales zuständige Ministerium 
ermittelt unter Beteiligung der kommunalen 
Spitzenverbände die durch dieses Gesetz 
und die auf ihm beruhenden Verordnungen 
entstehenden Kosten mittels einer unabhän-
gigen gutachterlichen Untersuchung. Dabei 
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oder veränderter pflichtigen Aufgaben 
nach § 11 Abs. 3 und 4 des Betreuungs-
organisationsgesetzes ein. Die Rechts-
verordnung nach § 6 Nummer 2 wird in 
Folge im Einvernehmen mit dem für 
Kommunales zuständigen Ministerium 
entsprechend angepasst.“ 

 

sind die Erkenntnisse aus den Modellprojek-
ten nach § 3a zu berücksichtigen. Ergibt die 
Auswertung des Gutachtens unter Berück-
sichtigung des § 2 Absatz 5 Satz 2 des Kon-
nexitätsausführungsgesetzes vom 
22. Juni 2004 (GV. NRW. S. 360), das zu-
letzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) ge-
ändert worden ist, eine wesentliche Belas-
tung für die Gemeinden und Gemeindever-
bände, wird ein entsprechender Belastungs-
ausgleich zeitgleich zum Inkrafttreten des 
Aufgabenübertragungsgesetzes durch 
Rechtsverordnung nach § 6 Nummer 2 gere-
gelt. Bei einer verspäteten Feststellung er-
folgt der Belastungsausgleich bezüglich die-
ses Gesetzes rückwirkend zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes. Die Frist 
zur Erhebung einer Verfassungsbeschwerde 
nach § 52 des Verfassungsgerichtshofgeset-
zes vom 14. Dezember 1989 
(GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 
Februar 2022 (GV. NRW. S. 231) geändert 
worden ist, gegen Artikel 1 des Gesetzes zur 
Umsetzung des Gesetzes zur Reform des 
Vormundschafts- und Betreuungsrechts und 
zur Änderung des Gesetzes über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krank-
heiten vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 499) 
oder das Gesetz zur Änderung des Landes-
betreuungsgesetzes vom 6. Dezember 2022 
(GV. NRW. S. 1062), die mit der Behauptung 
erhoben wird, diese Gesetze verletzten die 
Vorschriften der Landesverfassung über das 
Recht der Selbstverwaltung aufgrund einer 
Verletzung des Artikels 78 Absatz 3 der Lan-
desverfassung, endet abweichend von 
§ 52 Absatz 2 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes mit Ablauf des 31. Dezember 2024. 
 
(3) Das für Soziales zuständige Ministerium 
überprüft in Abstimmung mit den kommuna-
len Spitzenverbänden zum 31. Dezember 
2027 und danach alle fünf Jahre die durch 
dieses Gesetz und die hierauf beruhenden 
Verordnungen entstehenden Be- und Entlas-
tungen bei den betroffenen Gemeinden und 
Gemeindeverbänden einschließlich eines et-
waigen Belastungsausgleichs. Die Rechts-
verordnung nach § 6 Nummer 2 wird in Folge 
entsprechend angepasst. 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s360
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2021-s1346
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2022-s231
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2022-s499
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2022-46
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Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil  
 
I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
 
Die Aufgabe der erweiterten Unterstützung wurde 2023 mit Inkrafttreten des Betreuungsorga-
nisationsgesetzes (BtOG) als Aufgabe der örtlichen Betreuungsbehörden normiert. Die erwei-
terte Unterstützung ist ein im Vorfeld einer Betreuung einzusetzendes temporäres Fallma-
nagement, um die Einrichtung einer Betreuung möglichst zu vermeiden. Den Ländern wurde 
die Möglichkeit eingeräumt, diese Aufgabe zur Sammlung erster Erfahrungen zunächst auf 
einzelne Modellkommunen zu beschränken, anstatt sie sogleich flächendeckend in allen örtli-
chen Betreuungsbehörden durchführen zu lassen. In Nordrhein-Westfalen sind dies die 
Kreise, die kreisfreien und die Großen kreisangehörigen Städte. Von der Möglichkeit der Auf-
nahme einer Erprobungsregelung wurde Gebrauch gemacht und dies in § 3a LBtG normiert. 
Noch bevor in Nordrhein-Westfalen der erforderliche Rahmenvertrag für die interessierten Mo-
dellkommunen fertiggestellt wurde, hat sich aus anderen Bundesländern gezeigt und in der 
Folge weiter bestätigt, dass die Zahl der für eine erweiterte Unterstützung geeigneten Fälle 
sehr weit hinter den ursprünglichen Erwartungen zurückblieb. Statt wie erhofft bis zu 15 % der 
neu bestellten Betreuungen, können hierdurch vermutlich nur ca. 2 % Betreuungen vermieden 
werden. Eine vorgeschaltete Erprobung in Modellprojekten erscheint auf Grundlage der sehr 
geringen Fallzahlen nicht sinnvoll. Gleichzeitig hat sich gezeigt, dass die erweiterte Unterstüt-
zung in den geeigneten Fällen das Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen stärken kann, 
wenn hierdurch eine Stellvertretung durch einen rechtlichen Betreuer vermieden werden kann. 
Daher soll die Aufgabe möglichst umgehend regulär von allen örtlichen Betreuungsbehörden 
durchgeführt werden können.  
 
II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
 
Zum Verzicht auf vorgeschaltete Modellprojekte ist § 3a LBtG aufzuheben. Die den Kommu-
nen für diese Aufgabe entstehenden Belastungen sollen ermittelt und in die reguläre Evalua-
tion der Belastungen der Betreuungsrechtsreform einbezogen werden, was bereits in 2027 
erfolgen wird. Hierzu wird § 7 LBtG angepasst.  
 
III. Alternativen  
 
Keine. 
 
IV. Gesetzesfolgen 
 
Die Ermittlung der Kosten, die den Kommunen durch die Wahrnehmung der Aufgabe entsteht, 
wird im Rahmen der Evaluation der Belastungen im Betreuungsrecht im Jahr 2027 insgesamt 
erfolgen. Die Belastungsausgleichverordnung im Betreuungsrecht (BtR-BelAVO) wird in der 
Folge angepasst.  
 
V. Auswirkung auf den Landeshaushalt 
 
Für die Durchführung der Aufgaben nach dem Landesbetreuungsgesetz erhalten die Betreu-
ungsbehörden bereits einen Belastungsausgleich. Dieser ist in der Betreuungsrecht-Belas-
tungsausgleichsverordnung geregelt. Danach erhalten die örtlichen Betreuungsbehörden ak-
tuell einen Belastungsausgleich in Höhe von jährlich insgesamt 8.502.197 EUR und die Lan-
desbetreuungsämter in Höhe von jährlich insgesamt 1.519.917 EUR. Der Belastungsausgleich 
wird nach § 7 Absatz 3 LBtG zum 31.12.2027 und danach alle fünf Jahre evaluiert. In diese 
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Evaluation sind die konnexitätsrelevanten Auswirkungen der Aufhebung von § 3a (Modellklau-
sel) ab 01.01.2026 einzubeziehen und bei der Prüfung einer etwaig erforderlichen Anpassung 
des Belastungsausgleichs zu berücksichtigen. 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbetreuungsgesetzes)  
 
Zu Nummer 1 (§ 3 a)  
 
Die Erfahrungen aus den Modellprojekten anderer Bundesländer belegen übereinstimmend, 
dass die Zahl der für eine erweiterte Unterstützung geeigneten Fälle die Erwartungen, die mit 
dem Instrument ursprünglich verbunden waren, nicht erfüllt. Auf das Durchführen weiterer Mo-
dellprojekte kann damit verzichtet werden, da kein neuer Erkenntnisgewinn zu erwarten ist. 
Indes kann das Instrument der erweiterten Unterstützung in geeigneten Fällen zur Stärkung 
des Selbstbestimmungsrechts der Betroffenen beitragen, so dass die Aufgabe sogleich in allen 
Betreuungsbehörden wahrzunehmen ist.  
 
Zu Nummer 2 (§ 7)  
 
Die Kostenfolgen der Übertragung neuer Aufgaben im Betreuungsrecht wurden bereits durch 
ein unabhängiges Gutachten ermittelt, wobei aufgrund der vorgesehenen Modellprojekte die 
Aufgabe der erweiterten Unterstützung zunächst ausgeklammert blieb. Die Kostenfolgen der 
erweiterten Unterstützung werden im Rahmen der Evaluation der anderen Kostenfolgen er-
mittelt und fließen in die Belastungsausgleichsverordnung nach § 6 Nummer 2 ein.  
 
Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)  
 
Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
 
 


